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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Sanne Kurz, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht, 
Kerstin Celina, Andreas Hanna-Krahl, Eva Lettenbauer, Verena Osgyan, Julia 
Post, Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand, Christian Zwanziger und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Organisationsversagen in staatlichen bayerischen Kulturinstitutionen nicht wei-
ter hinnehmen: Governance verankern, Missbrauch verhindern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich unterstützend dafür einzusetzen, dass sich 
staatliche Einrichtungen im Bereich der Kunst und Kultur – wie beispielsweise Museen, 
Sammlungen, Akademien, Kunsthochschulen, Theater, Mehrsparten- oder Opernhäu-
ser –, wo noch nicht vorhanden, ein Governance-Konzept geben, das zukünftig Orga-
nisationsversagen verhindert und Schutz sowie Verantwortung systematisch verankert. 
Insbesondere sollen die Institutionen ermutigt werden, Handlungsfelder mit individuell 
auf ihr Haus zugeschnittenen Maßnahmenpaketen zu entwickeln, beispielsweise um 
künftig 

1. Verantwortung & Führungsrolle zu stärken, 

um Machtsymmetrien aktiv zu reflektieren, Nähe-Distanz-Verhältnisse zu themati-
sieren und verpflichtende Fortbildungen zu Fürsorgepflicht, Diskriminierung und 
Hierarchiemacht für Leitungs- und Lehr-, Ausbildungs- bzw. Anleitungspersonal ein-
zuführen, 

2. vertrauensvolle Beschwerdewege auszubauen, 

um anonymisierte, niedrigschwellige Beschwerdemöglichkeiten für alle Statusgrup-
pen einzuführen – zusätzlich zu gesetzlichen Vorgaben – und transparente Verfah-
ren zum Umgang mit Beschwerden zu gewährleisten, 

3. transparente interne Kommunikation zu fördern, 

um Beratungs- und Beschwerdestrukturen sichtbar und mehrsprachig zu kommuni-
zieren, insbesondere im Rahmen des Onboardings oder bei Beteiligungsprozessen, 

4. Kinder- und Jugendschutz abzusichern, 

um Strukturen zur besonderen Absicherung von minderjährigen Beteiligten, bei-
spielsweise in der Peer-to-Peer Vermittlung, im Ehrenamt oder in künstlerischer  
oder auszubildender Funktion zu schaffen, inklusive elternbasierter Kooperation, 
pädagogischer Fortbildungen des mit Kindern und Jugendlichen betrauten Perso-
nals und klar geregelter Verantwortlichkeiten, 

5. strukturelle Prävention zu etablieren, 

um Richtlinien wie Hausordnungen, Leitfäden oder Exkursionsvorgaben zu schaf-
fen oder zu überarbeiten und ein institutionelles Forum für Diversität, Prävention 
und Entwicklung zu schaffen, 
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6. verbindliche Kodizes & Evaluation zu verankern, 

um Code of Conducts, pädagogische Konzepte und ethische Leitlinien regelmäßig 
mit allen Statusgruppen zu evaluieren, weiterzuentwickeln, zu überarbeiten und ab-
zustimmen. 

Dabei sollen jegliche Governance-Konzepte mit den Beteiligten aller Ebenen eines 
Hauses gemeinsam erarbeitet werden. 

 

 

Begründung: 

Am 2. April 2025 berichtete Staatsminister Markus Blume im Ausschuss für Wissen-
schaft und Kunst außerhalb der Tagesordnung von „Organisationsversagen“ in den 
Bayerischen Staatsgemäldesammlungen (BStGS). Kulturelle Institutionen sind Herz-
stücke unserer Gesellschaft – sie sollen Räume der Freiheit, Vielfalt und künstlerischen 
Exzellenz sein. Doch genau dort, wo Vertrauen, Talent und Macht zusammenkommen, 
entsteht auch ein besonders sensibles Geflecht aus Abhängigkeiten. Aktuelle Vorfälle – 
auch aus jüngster Vergangenheit – zeigen, dass strukturelle Missstände in Bayerns 
Kunst- und Kultureinrichtungen real sind und nicht länger ignoriert werden dürfen. 

An der Hochschule für Musik und Theater München haben zwei Fälle gravierende Lü-
cken im Umgang mit Machtmissbrauch und sexualisierter Gewalt offengelegt. Am Haus 
der Kunst sorgte die Nähe zur Scientology-Szene über Jahre für Verunsicherung und 
Vertrauensverlust. Und laut einer aktuellen Deutschlandfunk-Recherche gibt es allein 
in den BStGS „mindestens 19 Vorwürfe“, die von sexueller Belästigung Minderjähriger 
über Missbrauch von Videoanlagen zur illegalen Verhaltenskontrolle, Mobbing und Dis-
kriminierung bis zu massiver Führungsschwäche reichen. 

Diese Fälle sind keine Einzelfälle. Sie zeigen ein systemisches Problem. Oft fehlt es an 
klaren Regeln, an Ombudsstellen, an wirksamer Prävention, an transparenter Kommu-
nikation und an einem echten Schutz für Betroffene. 

Ein Governance-Konzept schafft die strukturelle Basis für genau das: Es macht Verant-
wortung sichtbar, enttabuisiert Macht, schützt Mitarbeitende auf allen Ebenen und för-
dert eine offene, faire und integre Kultur des Miteinanders in den staatlichen Häusern – 
etwas, das keine Sonntagsrede implementieren kann. Gerade in Institutionen, die mit 
öffentlichem Geld arbeiten, ist das kein „Kann“, sondern ein „Muss“ – auch in Bayern. 

Kunst braucht Räume, in denen Freiheit kein Risiko bedeutet. Wir brauchen klare 
Kante – für Vertrauen, Transparenz und Verantwortung in Bayerns staatlicher Kultur. 

 

 


